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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wie schon ein Jahr zuvor entpuppt sich die CVP bei ihren Parolenfassungen als recht
präzise Spürnase für die Bürgermeinung. Erneut stimmte die Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger bei acht der elf Vorlagen, bei denen die CVP eine Parole beschloss, wie von
ihr empfohlen. Bereits 2013 hatte die CVP-Basis die Fabi-Vorlage zur Annahme
empfohlen (mit 169 zu 6 Stimmen) und der Masseneinwanderungsinitiative eine Abfuhr
erteilt (mit 147 zu 23 Stimmen). Im Januar sprachen sich die Delegierten in Bern relativ
deutlich gegen die drei Initiativen „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ (180 zu 28
Stimmen bei 6 Enthaltungen), die „Mindestlohninitiative“ (186 zu 17 Stimmen) und die
„Abschaffung der Pauschalbesteuerung“ (151 zu 43 Stimmen bei 15 Enthaltungen) aus.
Der Wirtschaftsstandort Schweiz mit einem flexiblen Arbeitsmarkt müsse mit einer
Ablehnung der beiden linken Initiativen verteidigt werden. Allerdings beschlossen die
CVP-Sektionen Genf und Waadt ein Ja für die Mindestlohninitiative. Im April entschied
sich der Parteivorstand für die Ja-Parole bei der medizinischen Grundversorgung. Ein
Indiz für die nicht immer gelingende parteiinterne Suche nach gemeinsamen Positionen
zeigte sich an der Delegiertenversammlung in Zug, wo die Basis sich mit 119 zu 106
Stimmen für die Nein-Parole zur Pädophileninitiative aussprach, für die sich
Parteipräsident Darbellay im Initiativkomitee engagierte. Es waren insbesondere die
CVP-Frauen, die sich gegen die „rechtsstaatlich bedenkliche“ Vorlage wehrten. Nicht
nur die knappe Abstimmung bei der Pädophilenabstimmung, sondern auch die zehn
kantonalen Abweichungen – die Kantonalsektionen Aargau, Basel-Landschaft, Freiburg,
Genf, Graubünden, Jura, St. Gallen, Tessin, Waadt und Unterwallis entschieden sich für
ein Ja – zeugten von der parteiinternen Umstrittenheit des Begehrens. Für den Kauf
des Kampfjets Gripen sprachen sich ebenfalls in Zug 171 gegen 60 Delegierte aus –
diesmal trotz Einwänden der Frauensektion. Lediglich die Kantonalsektion von Basel-
Landschaft wich vom Gripen-Ja ab und empfahl, den Kampfjet nicht zu beschaffen.
Ebenfalls in Zug sprach sich die CVP gegen die Einheitskrankenkasse aus und zwar mit
179 zu 46 Stimmen. Auch hier wichen die Sektionen Genf und Waadt ab und plädierten
für ein Ja. Zur Gastro-Initiative beschloss der Parteivorstand Ende August die
Stimmfreigabe, allerdings stimmten neun Kantonalsektionen für eine Ja- und elf für
eine Nein-Empfehlung. Am 22. November empfahlen die Delegierten in Bern mit einer
Gegenstimme und sieben Enthaltungen ein Nein für die Initiative der GLP „Energie-
statt Mehrwertsteuer“. Die eigene Familieninitiative „für steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen“ hiess die CVP-Basis einstimmig gut. Beide Vorlagen kommen erst
2015 an die Urne. Kurz nach der Delegiertenversammlung, am 24 Oktober, beschloss
der Vorstand die Nein-Parole zur Ecopop- sowie zur Gold-Initiative. 1
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